
Eine Auskunftssperre in Österreich (gemäß § 18 Meldegesetz 1991) kann gewährt 
werden, wenn durch eine Melderegisterauskunft eine  
Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder schutzwürdige Interessen 
der gemeldeten Person (oder einer anderen Person) entstehen könnte.  
Wichtige Umstände und Voraussetzungen: 

• Glaubhaftmachung: Die Gründe für die Sperre müssen gegenüber der 
Meldebehörde glaubhaft gemacht werden (z.B. durch Vorlage von 
Zeugeneinvernahmen, polizeilichen Anzeigen, Gerichtsbeschlüssen oder 
psychologischen Gutachten). 

• Schutzwürdige Interessen: Dazu zählen: 
o Begründete Sorge um die körperliche Sicherheit. 
o Schutz vor Stalking oder körperlichen Übergriffen. 
o Personen, die Racheakte oder Belästigungen befürchten. 
o Schutz der Privatsphäre bei bestimmten Berufen oder für exponierte 

Persönlichkeiten. 
• Antragstellung: Jeder in Österreich gemeldete Mensch (Österreicher oder 

Fremde) kann den Antrag bei der Meldebehörde des Hauptwohnsitzes stellen. 
• Wirkung: Die Sperre verhindert die Auskunftserteilung aus dem Zentralen 

Melderegister (ZMR) an private Dritte. Sie gilt für höchstens fünf Jahre und kann 
verlängert werden. 

Benötigte Unterlagen für den Antrag: 

• Schriftlicher Antrag: Ein formloser schriftlicher Antrag oder das offizielle Formular 
der Gemeinde. Er muss eine ausführliche Begründung des schutzwürdigen 
Interesses enthalten (warum die Sperre nötig ist). 

• Amtlicher Lichtbildausweis: Reisepass, Personalausweis oder Führerschein (bei 
persönlicher Vorsprache). 

• Glaubhaftmachung der Gründe: Geeignete Unterlagen, die die Gefahr belegen. 
Dazu gehören beispielsweise: 

o Polizeiliche Protokolle oder Anzeigen (z.B. wegen Stalking, Drohungen) 
o Gerichtliche Urteile oder einstweilige Verfügungen (z.B. nach dem 

Gewaltschutzgesetz) 
o Bestätigungen von Gewaltschutzzentren oder Rechtsanwälten 
o Glaubwürdige Berichte über Racheakte oder Bedrohungen  

Kosten und Verfahren: 

• Der Antrag kann mündlich oder schriftlich gestellt werden. 
• Die Einrichtung einer Auskunftssperre ist in der Regel mit einer Gebühr verbunden, 

die je nach Gemeinde variieren kann (z.B. ca. 27,50 Euro). 
• Wird dem Antrag stattgegeben, ist die Sperre im Zentralen Melderegister (ZMR) 

vermerkt und verhindert Auskünfte an private Dritte, jedoch nicht an Behörden. 
• Eine Auskunftssperre gilt nicht unbefristet und muss bei andauernder Gefährdung 

verlängert werden.  

Die Auskunftssperre wird widerrufen, wenn die Gründe für das Schutzinteresse 
weggefallen sind oder der Antragsteller sich rechtlichen Verpflichtungen entziehen will.  


